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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die wachsende Integration Westeuropas und die Entwicklungen in Osteuropa führten
allgemein zu einem grösseren Interesse an föderalistischen Ordnungsprinzipien. Dass
die Schweiz mit ihrer reichen Erfahrung an praktiziertem Föderalismus einen Beitrag zu
dieser Diskussion leisten könnte, ist evident. Dieser Meinung wird auch vom Parlament
geteilt: der Nationalrat überwies ein von der Mehrheit der Abgeordneten
unterzeichnetes Postulat Ott (sp, BL), welches die Errichtung einer internationalen
Forschungsstelle für den Föderalismus durch den Bund anregt. 1

POSTULAT
DATUM: 31.12.1990
HANS HIRTER

Mit der Diskussion der Maastrichter Verträge der Europäischen Gemeinschaft ist in
Europa ein Begriff aktualisiert worden, der in der Schweiz schon lange als eine der
wichtigsten Staatsmaximen gilt, die Subsidiarität. Gemeint ist damit, dass die
staatlichen Aufgaben an die jeweils unterste Ebene zugeteilt werden sollen, welche
diese Aufgaben erfüllen kann und will. Im Rahmen der Debatte über die
Legislaturplanung des Bundesrates wurde von der vorberatenden Kommission des
Ständerats die Meinung geäussert, dass diesem Prinzip in der Schweiz in den letzten
Jahren zu wenig Beachtung geschenkt worden ist. Sie reichte deshalb eine
Richtlinienmotion ein, welche vom Bundesrat verlangte, ein klares Konzept
auszuarbeiten, wie in Zukunft die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen
aussehen soll und welche Auswirkungen ein Beitritt zum EWR auf diese Rollenverteilung
haben wird. Zusätzlich sollte das Konzept aber auch eine Aufgabenabgrenzung zwischen
Staat und Privaten vornehmen und aufzeigen, welche staatlichen Aktivitäten an Private
übertragen werden könnten. Nachdem der Bunderat dargelegt hatte, dass sich die
Regierung gerade im Zusammenhang mit dem EWR und einem zukünftigen EG-Beitritt
bereits mit diesen Fragen auseinandersetzt, waren die Motionäre mit der Umwandlung
in ein Postulat einverstanden. 2

POSTULAT
DATUM: 03.06.1992
HANS HIRTER

Nicht nur auf konzeptioneller, sondern auch auf institutioneller Ebene belebte die
Europapolitik die Diskussion zwischen Bund und Kantonen. Der EWR hätte zwar die
Verlagerung eines Teils der Gesetzgebungsautonomie von den Kantonen nach Brüssel
gebracht, beim Vollzug der EWR-Normen wäre aber die bestehende
Kompetenzverteilung zwischen dem Bund und den Kantonen nicht geändert worden.
Wie bereits das Parlament, meldeten nun auch die Kantone Anspruch auf eine grössere
Einflussnahme auf die Aussenpolitik des Bundesrats an. Insbesondere die
Grenzkantone, welche schon heute mit ihren Nachbarregionen grenzüberschreitende
Zusammenarbeit pflegen, verlangten mehr als blosse Konsultationsrechte in Fragen der
europäischen Integrationspolitik. Die von einer Arbeitsgruppe der Kantonsregierungen
vorgebrachte Idee, wonach der Bundesrat bei den Verhandlungen über die Anwendung
und Weiterent wicklung des EWR-Rechts soweit sie kantonales Recht betreffen, an die
Stellungnahme einer Mehrheit der Kantone gebunden sein sollte, konnte sich freilich
nicht durchsetzen. In der EWR-Debatte beschloss das Parlament immerhin, dass der
Bundesrat bei derartigen Verhandlungen nicht nur die Interessen der Kantone, sondern
auch deren Kompetenzen hätte schützen müssen. Das Scheitern des EWR-Vertrags
verstärkte in den Grenzregionen – namentlich in Genf, im Jurabogen und in Basel – die
Überzeugung, dass der grenzüberschreitenden regionalen Zusammenarbeit in Zukunft
grösseres Gewicht zukommen muss. Um sich über die Entstehung zukünftiger
europäischer Grossregionen ein besseres Bild machen zu können, gab der Ständerat
mit einem Postulat beim Bundesrat einen entsprechenden Bericht in Auftrag. 3

POSTULAT
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER
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Nach den Kantonen verlangten nun auch die Städte nach grösseren
Einflussmöglichkeiten auf die Bundespolitik. Gemäss der Ansicht ihrer im
Städteverband organisierten Vertreter müsste eine Rücksichtnahme auf ihre Interessen
in der Verfassung zwingend verankert werden. Zudem sollten projektbezogene
Konferenzen mit Beteiligung von Bund, Kantonen und Gemeinden geschaffen werden.
Diese Forderungen wurden von Nationalrat Gross (sp, ZH) mit einem Postulat auch im
Parlament vorgebracht. Da die Liberale Sandoz (VD) den Vorstoss bekämpfte, wurde
dessen Behandlung verschoben. 4

POSTULAT
DATUM: 16.12.1994
HANS HIRTER

Auch auf die Aussenpolitik wollen die Kantone mehr Einfluss nehmen. Insbesondere die
Verhandlungen mit der EU würden immer häufiger auch die Kantonshoheit betreffen.
Die Europakommission der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) platzierte deshalb
bei der Aussenpolitischen Kommission des Ständerates (APK-S) Mitte Oktober die
Forderung, früher über Erörterungsgespräche mit der EU informiert und einbezogen zu
werden. Für Kritik hatte insbesondere gesorgt, dass die Kantonsvertreter erst im
Februar aus den Medien von der Roadmap des Bundesrates für die EU-Abkommen
erfahren hatten. Im Bundesgesetz über die Mitwirkung der Kantone an der
Aussenpolitik (BGMK) müsse eine Stärkung der Informations- und
Beteiligungsmöglichkeiten der Kantone verankert werden. Ein Postulat der APK-S, das
einen Bericht über Möglichkeiten für ein verbessertes Zusammenwirken von Bund und
Kantonen in der Aussenpolitik gefordert hatte, wurde allerdings in der
Frühjahressession von der kleinen Kammer abgelehnt. 5

POSTULAT
DATUM: 16.10.2012
MARC BÜHLMANN

Mit einem Strauss an Forderungen hatte der Kanton Tessin 2014 auf Probleme
aufmerksam gemacht. Konkret forderte der Südschweizer Gliedstaat in drei
Standesinitiativen eine Aufkündigung des Grenzgängerabkommens und entsprechende
Neuverhandlungen mit Italien (14.302), einen Sonderstatus für Kantone im
Finanzausgleich, die von negativen Auswirkungen der Freizügigkeit aufgrund ihrer
Grenzlage besonders betroffen sind (14.303) sowie eine kantonale Autonomie für die
Festlegung von Höchstzahlen und Kontingenten für Grenzgängerinnen und Grenzgänger
(14.304). Mit dem deutlichen Ja zur Masseneinwanderungsinitiative und der eher
überraschenden Ablehnung des RTVG hatte die Tessiner Bevölkerung ebenfalls ein
Zeichen gesetzt – beide Resultate waren auch als Protestvoten gegen Bundesbern
interpretiert worden. Die Probleme und Sorgen des Südkantons stiessen deshalb
insgesamt auf offene Ohren. 
Allerdings lehnte der Ständerat als Erstrat alle drei in einem Paket diskutierten
Standesinitiativen in der Sommersession ab. Die WAK-SR, die mit dem Geschäft betraut
war, betonte, dass sie die Anliegen des Kantons Tessin sehr ernst nehme. Man habe sich
nicht nur mit einer Delegation des Tessiner Parlaments, sondern auch mit Eveline
Widmer-Schlumpf und Johann Schneider-Ammann getroffen, um sich über die
Probleme in der Südschweiz auszutauschen. Zwar beantragte die Kommission
einstimmig die Ablehnung der drei Standesinitiativen, legte aber gleichzeitig ein
Postulat vor: Der Bundesrat soll aufzeigen, welche auch im Rahmen der Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative diskutierten Massnahmen und Handlungsmöglichkeiten
bestehen, um die Probleme im Kanton Tessin zu lindern. Ein Aufruf von Fabio Abate
(fdp, TI), wenigstens bei der Festlegung von Höchstzahlen eine föderalistische Lösung
anzustreben und der letzten der drei Standesinitiativen Folge zu geben, fand immerhin
12 weitere Unterstützer; 22 Nein-Stimmen und drei Enthaltungen versenkten diesen
Vorstoss aber ebenso wie die beiden anderen. Das Postulat wurde freilich – nachdem
es auch von Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf positiv hervorgehoben wurde –
angenommen. 6

POSTULAT
DATUM: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN

La Commission des finances du Conseil national (CdF-CN) demande au Conseil fédéral
de faciliter la mise en œuvre des conventions-programmes entre la Confédération et
les cantons. Pour les cantons, les règles d'application sont souvent trop détaillées. Il
faudrait supprimer les doublons, distinguer les directives stratégiques de la mise en
œuvre opérationnelle et définir une répartition claire des tâches pour réaliser les
économies prévues par la RPT. Bien que le Conseil fédéral ait déjà reconnu le problème
de surcharge administrative, il rappelle qu'entre 2008 et 2019, les conventions-
programmes remaniées dans le domaine de l'environnement ont permis d'accroître
l'efficacité et la flexibilité dans les procédures administratives. Pour la période 2020-
2024, une évaluation est prévue afin d'améliorer l'exécution future des conventions-
programmes. C'est pourquoi il propose de rejeter le postulat. 

POSTULAT
DATUM: 04.06.2019
DIANE PORCELLANA
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Lors du passage au Conseil national, le postulat est adopté par 183 voix contre 2. Le
Conseil fédéral devra donc présenter des mesures de simplification. 7

Im November veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung eines von der
FK-NR anfangs 2019 eingereichten Postulates betreffend die Vereinfachung des
Vollzugs der Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kantonen. Für die Periode
2020-2024 hat der Bund im Rahmen von insgesamt 363 Programmvereinbarungen – 55
Prozent davon im Zuständigkeitsbereich des BAFU – Beiträge von insgesamt CHF 2’395
Millionen gewährt. Durch das Postulat war der Bundesrat beauftragt worden,
aufzuzeigen, mit welchen Massnahmen der Vollzug der Programmvereinbarungen
zwischen Bund und Kantonen vereinfacht werden kann. Die EFV führte dazu bei den
betroffenen Kantonsstellen und Bundesämtern eine flächendeckende Umfrage durch.
Laut dem Bundesrat seien die Rückmeldungen sehr positiv ausgefallen und hätten
aufgezeigt, dass im Vergleich zu 2012, als die letzte flächendeckende Umfrage
betreffend Programmvereinbarungen durchgeführt worden war, in Sachen Effizienz
grosse Fortschritte hätten erzielt werden können. Anders als in der Begründung des
Postulates behauptet, empfänden die Kantone die Regelungen nicht als übertrieben
detailliert. Aufgrund der vorliegenden generell positiven Umfrageergebnisse verzichte
der Bundesrat auf konkrete Massnahmen zur Reduktion des administrativen Aufwands. 8

POSTULAT
DATUM: 11.11.2020
ELIA HEER

Le conseiller national neuchâtelois Damien Cottier (plr, NE) a déposé en décembre
2020 un postulat co-signé par 20 autres parlementaires. Ce postulat demande au
Conseil fédéral d'élaborer un rapport sur le fonctionnement du fédéralisme durant la
crise du Covid-19, notamment au niveau de la coordination entre les cantons et la
Confédération. Les possibles améliorations institutionnelles et organisationnelles
devront être examinées sous le prisme des avantages et inconvénients de l'organisation
actuelle. 
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter ce postulat, précisant que ses demandes
seront prises en compte dans le cadre de l'évaluation de la gestion de crise pendant la
2e phase de la pandémie de COVID-19. 
Le Conseil national a adopté le texte sans discussion. 9

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
MATHIAS BUCHWALDER

La CdF-CN et la CdF-CE ont pris connaissance du rapport du Conseil fédéral
concernant la simplification de la mise en œuvre des conventions-programmes
conclues entre la Confédération et les cantons. La CdF-CN a salué les progrès réalisés
depuis 2012. Un sondage mené par l'AFF auprès des offices fédéraux et des services
cantonaux concernés a en effet démontré des améliorations depuis le dernier sondage
complet sur l'application des conventions-programmes. La CdF-CN souligne cependant
les importantes disparités en matière de mise en œuvre, engendrant des charges
administratives d'ampleur différente entre les offices fédéraux. 10

POSTULAT
DATUM: 19.05.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Der Ständerat behandelte in der Wintersession ein Postulat der grünen Baselbieter
Ständerätin Maya Graf. Sie wollte damit vom Bundesrat einen Bericht verlangen zur
Frage, welche Optionen es für die «verbindliche Beteiligung der Kantone» an
bestimmten aussenpolitischen Entscheidungen gibt. Namentlich sollte es um
Entscheidungen gehen, die direkte Auswirkungen auf die Exportbranchen der Kantone,
auf essenzielle Wirtschaftszweige der Schweiz, auf den Bildungs- und
Forschungsstandort oder auf den täglichen grenzüberschreitenden Austausch haben.
Die Postulantin begründete ihren Vorstoss damit, dass in vielen Themenfeldern der
Bedarf nach grenzüberschreitenden Regelungen sowie nach einer dynamischen
Rechtsübernahme wachse, wie etwa die – einige Monate vor der Einreichung des
Postulats abgebrochenen – Verhandlungen über ein Rahmenabkommen mit der EU
gezeigt hätten. Ein vermehrter Einbezug der Kantone dränge sich deshalb auf, denn
eine verstärkte aussenpolitische Zusammenarbeit erfordere erstens eine breitere
innenpolitische Legitimation und betreffe zweitens auch kantonale Kompetenzen und
Aufgabenbereiche stark. Mit Graf und ihren sechs Mitunterzeichnenden standen
Ständeratsmitglieder aus sieben verschiedenen Grenzkantonen und vier verschiedenen
Fraktionen hinter dem Postulat.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Vorstosses, denn die Mitwirkungsrechte
der Kantone seien in der Bundesverfassung und im Bundesgesetz über die Mitwirkung
der Kantone an der Aussenpolitik des Bundes schon ausreichend geklärt: Grundsätzlich

POSTULAT
DATUM: 08.12.2021
HANS-PETER SCHAUB
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sei die Aussenpolitik Sache des Bundes, er müsse aber die Kantone bei der
Vorbereitung von Entscheiden, die deren Zuständigkeiten oder wesentlichen Interessen
betreffen, einbeziehen. Dies geschehe insbesondere mit dem Instrument der
Anhörung. Die Stellungnahmen der Kantone seien für den Bund zwar nicht verbindlich,
er müsse sie aber berücksichtigen und den Kantonen bei abweichenden Entscheiden
seine Gründe darlegen. Was das Rahmenabkommen betreffe, habe der Bundesrat im
Übrigen die Annahme der gleichlautenden Motionen 19.3167 und 19.3170 beantragt, die
für den Fall einer Unterzeichnung des Abkommens eine gesetzliche Grundlage für ein
Mitsprachrecht der Kantone bei der dynamischen Übernahme von EU-Recht gefordert
hätten.
Bei den Verhandlungen im Ständerat in der Wintersession 2021 betonte die Postulantin
Maya Graf, dass die Aussenpolitik in der heutigen hochgradig verflochtenen Welt und in
einer föderalen Demokratie nicht einfach Sache des Bundes sein könne. Die Kantone
seien nicht reine Umsetzungsinstanzen international verhandelter Themen, sondern bei
zahlreichen Themen in ihren eigenen Kompetenzbereichen betroffen, so etwa in der
Gesundheitspolitik, der Verkehrspolitik oder der Energiepolitik. Blosse Anhörungen
seien vor diesem Hintergrund nicht ausreichend, zumal bereits die Bundesverfassung
festhalte, dass der Bund bei der Aussenpolitik «Rücksicht auf die Zuständigkeiten der
Kantone [nehmen] und ihre Interessen [wahren]» müsse und dass die Kantone dann,
«wenn sie in ihren Zuständigkeiten betroffen sind, [...] in geeigneter Weise an
internationalen Verhandlungen mit[wirken].» Eine solche besondere Betroffenheit liege
insbesondere bei stark vernetzten Grenzkantonen oft vor. Letztlich verlange das
Postulat bloss einen Bericht über die Möglichkeiten zur Umsetzung dessen, was bereits
in der Verfassung stehe.
Unterstützung erhielt Graf von den Mitte-Vertretern Charles Juillard (mitte, JU) und
Benedikt Würth (mitte, SG). Juillard fand, dass sich die Frage des angemessenen
Einbezugs der Kantone keineswegs auf das Rahmenabkommen beschränkt habe,
sondern sich auch in Zukunft bei vielen weiteren Abkommen stellen werde. Würth
betonte, die Mitwirkung der Kantone sei eine Kompensation dafür, dass die
Aussenpolitik dazu tendiere, Themen national zu steuern, die eigentlich auf kantonaler
Ebene angesiedelt sind. Das Gesetz regle bisher aber nur den Einbezug der Kantone bei
Verhandlungen klar. Aussenpolitik finde jedoch auch dann statt, wenn – wie derzeit
nach der Beerdigung des Rahmenabkommens – keine Verhandlungen liefen. Der vom
Postulat geforderte Bericht solle deshalb zeigen, wie die Kantone auch in einer solchen
Situation besser einbezogen werden können. In der Vergangenheit habe es
beispielsweise immer wieder Diskussionen dazu gegeben, wie der Bundesrat die
Kantone bei Sondierungen einzubeziehen hat, die im Vorfeld von Verhandlungen
stattfinden; hier seien durchaus noch Fragen offen.
Aussenminister Ignazio Cassis vertrat sodann den Ablehnungsantrag des Bundesrats. Er
gab Würth Recht, dass die Mitwirkung der Kantone bei der generellen Aussenpolitik
heute weniger klar geregelt sei als bei Verhandlungen. Allerdings gebe es Gefässe wie
den föderalistischen Dialog oder den Europa-Dialog, über welche die Kantone
mitwirken könnten und ein ständiger Austausch gepflegt werde. Bei den Beziehungen
mit der EU kämen noch zwei weitere Mechanismen hinzu, in denen die Kantone und der
Bund bereits kooperierten: erstens die sogenannte kleine Aussenpolitik, also die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf subnationaler Ebene; zweitens gebe es drei
Mitarbeitende im EDA, die von der KdK delegiert und bezahlt werden, die aber
vollwertig in die Arbeiten der EDA-Abteilung Europa in Bern sowie in Brüssel integriert
seien. Ohnehin seien die Kantone auch in der Aussenpolitik die wichtigsten
institutionellen Partner des Bundesrats, und dieser könne faktisch «kaum etwas tun,
wenn die Kantone dagegen sind». Eine Auslegeordnung in einem Bericht könne man
immer machen, aber der Bundesrat sehe beim Einbezug der Kantone keinen
Handlungsbedarf – anders wäre dies bei einem Wechsel zu einer dynamischen
Übernahme von EU-Recht gewesen, doch dies stehe nach dem Scheitern des
Rahmenabkommens nun ja nicht mehr auf der Tagesordnung.
In der Abstimmung folgte schliesslich eine hauchdünne Mehrheit des Ständerats dem
Bundesrat – mit 22 Nein- zu 21 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung wurde das Postulat
abgelehnt. 11
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Städte, Regionen, Gemeinden

Mit einer Motion (95.3311) wollte Ständerat Loretan (fdp, AG) die politische Stellung der
Gemeinden und Städte aufwerten Er verlangte, im Rahmen der Totalrevision der
Bundesverfassung die eigenständige Rolle der Gemeinden neben den Kantonen und
dem Bund bei der Erfüllung politischer Aufgaben verfassungsrechtlich zu verankern.
Den Grundsatz, dass die Beziehungen zwischen Bund und Gemeinden über die Kantone
laufen, wollte er zwar beibehalten, ihn aber flexibler gestalten und Ausnahmen zulassen.
Zudem sollte die bundesstaatliche Politik in Zukunft nicht nur die Auswirkungen auf die
Kantone, sondern explizit auch auf die Gemeinden berücksichtigen. Als letzter Punkt
forderte die Motion eine verfassungsmässige Garantie der Gemeindeautonomie in dem
von den Kantonen vorgegebenen Rahmen. Bundesrat Koller stellte in seiner Antwort
fest, dass der dreistufige Aufbau des Staates (Gemeinden, Kantone, Bund) in der
politischen Realität de facto anerkannt sei. Aus föderalistischen Gründen solle aber die
Funktion der Gemeinden weiterhin nicht in der Verfassung des Bundes, sondern in den
Kantonsverfassungen definiert werden. Im weiteren seien, v.a. bei projektbezogenen
Fragestellungen, bereits heute direkte Kontakte zwischen Bundesbehörden und
Gemeinden gängige Praxis. Gegen eine bundesstaatliche Garantie der
Gemeindeautonomie erhob Koller föderalistische Einwände. Auf seinen Antrag wurde
die Motion lediglich als Postulat überwiesen. Der Nationalrat überwies ebenfalls ein von
Sandoz (lp, VD) mit staatsrechtlichen Argumenten bekämpftes Postulat Gross (sp, ZH)
für die Ausarbeitung eines Berichtes über die Lage der Städte und über mögliche
Massnahmen für eine Aufwertung ihrer politischen Stellung. (Zur Berücksichtigung der
finanziellen Zentrumslasten der Städte siehe hier und zum Vorschlag der CVP die
Funktion der Städte in der Verfassung zu verankern siehe hier.) 12

POSTULAT
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Im Rahmen der Debatte über die Neuausrichtung der Regionalpolitik versuchte
Nationalrat Gysin (sp, BS) zu erreichen, dass mit dem Projekt "Regio plus" nicht nur
ländliche Nichtbergregionen, sondern auch Kernstädte von bundesstaatlicher
finanzieller Hilfe profitieren können. Er begründete dies mit den in den letzten Jahren
stark angewachsenen Lasten der Städte namentlich im Sozial-, aber auch im
Verkehrsbereich. Der Rat lehnte diese Ausweitung des Geltungsbereichs – welche sich
seiner Ansicht nach im Rahmen der bewilligten Ausgabensumme von CHF 70 Millionen
für zehn Jahre ohnehin nicht hätte umsetzen lassen – mit 88 zu 30 Stimmen ab. Er
überwies jedoch ein Postulat seiner Wirtschafts- und Abgabenkommission, welches
vom Bundesrat bis Ende 1998 einen Bericht über den Umfang der Zentrumslasten der
Städte und gegebenenfalls Vorschläge für Ausgleichsmassnahmen verlangt. Bei den
Beratungen der parlamentarischen Kommissionen über die Totalrevision der
Bundesverfassung konnten die Städte- und Gemeindevertreter einen Teilerfolg
verbuchen. Die Nationalratskommission beschloss, den Artikel, wonach die Kantone
über die Organisation der Gemeinden autonom entscheiden, mit dem Zusatz zu
ergänzen, dass Bund und Kantone auf die besondere Lage der Städte und
Agglomerationen Rücksicht nehmen sollen. Die Ständeratskommission ging weniger
weit. Gemäss ihrer Version würde die Verfassung nur den Bund zu solcher
Rücksichtnahme verpflichten, und diese würde zudem nicht nur für Städte, sondern
auch für Berggemeinden gelten. 
(Zum Postulat Gross (sp, ZH) für die Ausarbeitung eines Berichtes über die Lage der
Städte und über mögliche Massnahmen für eine Aufwertung ihrer politischen Stellung
siehe hier). 13

POSTULAT
DATUM: 05.03.1997
HANS HIRTER

In seiner Antwort auf ein überwiesenes Postulat Joder (svp, BE) hielt der Bundesrat fest,
dass die verlangte gesetzgeberische Umsetzung des Gemeinde-, Städte- und
Berggebietsartikels der neuen Bundesverfassung (Art. 50, Abs. 2 und 3) eingeleitet
sei. 14

POSTULAT
DATUM: 21.06.2002
HANS HIRTER

Ein im Juni 2011 von Erich von Siebenthal(svp, BE) eingereichtes Postulat ersuchte den
Bundesrat, die Umsetzung und Wirksamkeit der neuen Regionalpolitik (NRP), welche
2008 in Kraft getreten war und damit das bis dahin geltende Investitionshilfegesetz für
das Berggebiet (IHG) abgelöst hatte, gründlich zu evaluieren und dem Parlament einen
entsprechenden Bericht zukommen zu lassen. Dies sollte unter Beizug von
verwaltungsexternen Experten und Vertretern der Berggebiete geschehen. Der
Nationalrat überwies das Postulat im September des Berichtsjahres. 15

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
DEBORA SCHERRER
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Auch im Berichtjahr gab es eine Reihe von Gemeindefusionen. Im Jahr 2012 nahm die
Anzahl der Gemeinden in der Schweiz durch Eingemeindungen und Fusionen von 2'495
auf 2'408 erneut ab (2011 gab es ein Minus von 56 Gemeinden). In ihrem
Kantonsmonitoring bezeichnete Avenir Suisse Gemeindefusionen als ideale Lösung um
kommunale Aufgaben und Strukturen wieder deckungsgleich zu machen ohne die
Grundpfeiler Milizprinzip und Bürgerbeteiligung aufzugeben. Weil der Gewinn an
kommunalem Handlungsspielraum aber mit einer grösseren Distanz zwischen
Bürgerschaft und Behörden einhergehe, müsse Überzeugungsarbeit geleistet werden.
Die Studie zeigte auf, dass 19 der 26 Kantone Instrumente der Fusionsförderung
kennen. In Bern wurde etwa in einer Volksabstimmung ein Fusionszwang für jene
Gemeinden eingeführt, die ihre Aufgaben nicht mehr selbständig erfüllen können, aber
nicht von sich aus Fusionsdiskussionen aufnehmen wollen. Allerdings gab es auch Kritik
an Gemeindezusammenschlüssen. So scheiterte etwa Ende März eine Grossfusion im
Kanton Jura an der Urne. Mindestens neun der 13 Gemeinden hätten zustimmen
müssen, aber elf Gemeinden erteilten dem Vorhaben eine teilweise massive Abfuhr.
Angst vor Identitätsverlust, mangelnde Kommunikation und zu hohes Tempo wurden als
Gründe für die Ablehnung vermutet. Im Nationalrat wurde ein Postulat Lehmann (cvp,
BS) eingereicht, das von der Regierung einen Bericht über mögliche Abläufe von
Gemeindefusionen über Kantonsgrenzen hinweg verlangt. Der Vorstoss wurde 2012
noch nicht behandelt. Lehmann gilt als grosser Befürworteter eines vereinigten Kantons
Basel. 16

POSTULAT
DATUM: 02.04.2012
MARC BÜHLMANN

Mit der seit 2000 in Kraft getretenen neuen Bundesverfassung war auch ein Städte-
und Gemeindeartikel eingeführt worden. In Artikel 50 BV wurde nicht nur die
Gemeindeautonomie verankert, sondern der Bund wird verpflichtet, bei seinem
Handeln Auswirkungen auf die Gemeinden zu beachten und Rücksicht auf die
besondere Situation der Städte, Agglomerationen und Berggebiete zu nehmen. Zwei
identische, vom Bundesrat zur Annahme beantragte Postulate Germann (svp, SH) und
Fluri (fdp, SO; Po. 13.3820) verlangen eine Evaluation zur Wirkung dieses Artikels. Die
Vorstösse wurden in der Wintersession 2013 von der betreffenden Kammer
überwiesen. 17

POSTULAT
DATUM: 11.12.2013
MARC BÜHLMANN

Der Trend zu immer weniger Gemeinden hielt auch 2013 weiter an. Im Berichtjahr
verringerte sich die Anzahl Gemeinden vor allem durch Gemeindefusionen von 2'408
auf 2'352. Die Zahl von 56 Gemeinden, die damit von der Landkarte verschwanden, war
leicht höher als der seit dem Jahr 2000 (2'899 Gemeinden) verzeichnete Schnitt von
minus 40 Gemeinden pro Jahr. In diesen dreizehn Jahren hat sich der Bestand der
Gemeinden also um 19% verringert. Der Trend zu Gemeindefusionen hat sich in den
letzten 20 Jahren deutlich verstärkt. 1860 wies die Schweiz noch 3'146 Gemeinden auf.
Die Tendenz dürfte auch in Zukunft anhalten: Eine von der Gewerkschaft VPOD
lancierte Volksinitiative im Kanton Tessin fordert etwa die Reduktion der Anzahl
Gemeinden im Südkanton von 135 auf 11. Eine Reformkommission im Kanton Wallis, die
die kantonale Verfassung revidieren soll, schlug die Halbierung der Gemeindezahl von
135 auf 40 bis 60 Gemeinden vor. Im Kanton Graubünden wurde eine von einer Allianz
aus linken Parteien, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden lancierte Initiative
zurückgezogen, die eine Reduktion der mehr als 150 Gemeinden auf 50 gefordert hätte.
Grund für den Rückzug seien die zahlreichen im Kanton bereits angestossenen
Reformen, die in die erwünschte Richtung gingen. Das im Nationalrat schon 2012
eingereichte Postulat Lehmann (cvp, BS), welches einen Bericht über mögliche
Gemeindefusionen über Kantonsgrenzen hinweg fordert, ist noch hängig. Der
Bundesrat, der das Postulat zur Ablehnung empfiehlt, machte geltend, dass eine
entsprechende nationale Regelung einen Eingriff in die Kantonsautonomie darstellen
würde und die wichtigsten Hindernisse für Gemeindezusammenschlüsse zudem nicht
rechtlicher Natur seien, sondern emotionale und politische Elemente beträfen, wie
etwa Heimatgefühl oder Steuerhoheit. In der öffentlichen Debatte wurden
Gemeindefusionen als mögliche Lösung für die mit zunehmendem Desinteresse an
lokaler Politik einhergehende, wachsende Schwierigkeit, Gemeindeämter zu besetzen,
vorgeschlagen. 18

POSTULAT
DATUM: 12.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Da ein Postulat Lehmann (cvp, BS), das einen Bericht über die Möglichkeit von Fusionen
über Kantonsgrenzen hinweg verlangt hatte, mehr als zwei Jahre hängig war, wurde es
abgeschrieben. Der Bundesrat hätte das Anliegen ohnehin abgelehnt, weil es einen
Eingriff in die Kantonsautonomie dargestellt hätte. Markus Lehmann doppelte deshalb
im Berichtsjahr mit einem neuerlichen Postulat mit praktisch identischem Inhalt nach.
Er machte geltend, dass das Problem in den nächsten Jahren akuter werde, weil immer
mehr kleine Gemeinden die Aufgaben nicht mehr tragen könnten. Da eine regionale
Gemeindefusion über Kantonsgrenzen hinweg vielfach eine gute Lösung darstellen
würde, dies aber heute aus juristischen Gründen praktisch nicht möglich sei, sei es
angebracht, mit einem Bericht künftige Möglichkeiten zu evaluieren. Der Bundesrat
lehnte das Postulat erneut ab mit dem Hinweis, dass man nicht in die Hoheit der
Kantone eingreifen könne; zudem berührten Fusionen nicht nur rechtliche, sondern
auch politische, soziologische und emotionale Aspekte. 19

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Nach dem Ausschied von Markus Lehmann (cvp, BS) aus dem Nationalrat wurde dessen
Postulat Ende 2015 von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) übernommen. Im
Nationalrat wurde das Anliegen in der Sommersession mit 140 zu 20 Stimmen bei 26
Enthaltungen abgelehnt. Schneider-Schneiter argumentierte vergeblich, dass es
einfachere Verfahren brauche für Gemeinden, die über Kantonsgrenzen hinweg
fusionieren möchten. Die Schweiz brauche Gebietsstrukturen, die es erlaubten, dass
Gemeinden ihre Aufgaben autonom wahrnehmen können. Fusionen seien eine
Möglichkeit, dass die föderalen Strukturen erhalten blieben und müssten deshalb wenn
nicht gefördert, dann doch zumindest nicht künstlich verhindert werden. Bundesrätin
Simonetta Sommaruga erörterte noch einmal die Antwort des Bundesrates: Fusionen
könne man nicht erzwingen – die Überzeugungen für ein Zusammengehen zwischen
zwei Gemeinden müssten von unten wachsen und könnten nicht von oben vorgegeben
werden. Gebietsveränderungen zwischen den Kantonen seien zudem bereits mit der
neuen Bundesverfassung wesentlich vereinfacht worden. Die Magistratin konnte sich
zum Schluss ihres Votums einen Seitenhieb bezüglich der wachsenden Zahl an
Vorstössen nicht verkneifen – das Postulat Lehmann war ja das zweite dieser Art,
nachdem das erste bereits abgeschrieben worden war. Sommaruga wies darauf hin,
dass es gut wäre, wenn man sich bei Vorstössen, die ja in der Verwaltung immer auch
Kosten auslösten, auch überlegen würde, ob ähnliche Anliegen vielleicht früher schon
abgelehnt worden waren. Es wäre zudem gut, sich zu überlegen, ob immer alles wirklich
so wichtig sei. 20

POSTULAT
DATUM: 16.06.2016
MARC BÜHLMANN

Territorialfragen

Diverse Vorstösse boten im Berichtsjahr Diskussionsstoff zum Thema
Kantonsfusionen. Ein Postulat Comte (fdp, NE) wollte den Bundesrat auffordern, in
einem Bericht die gegenwärtigen Hindernisse für Kantonsfusionen darzulegen und
Lösungen aufzuzeigen. Da gegenwärtig einige Fusionsprojekte diskutiert würden, müsse
sich der Bund möglichst früh insbesondere mit allfälligen Auswirkungen auf den
Ständerat oder den Finanzausgleich befassen. Trotz der Empfehlung des Bundesrats,
das Postulat anzunehmen, lehnte es der Ständerat mit 17 zu 12 Stimmen ab. Ein solcher
Bericht sei zum heutigen Zeitpunkt nicht nötig, so der Tenor im Rat.
Bei den von Comte angetönten Fusionsprojekten handelte es sich zum einen um einen
möglichen Zusammenschluss der beiden Basel. Aufgrund eines Vorstosses der
kantonalen CVP, der die Planung eines Projekts zur Simulation einer Wiedervereinigung
von Baselland und Basel-Stadt verlangte, wurde ein solches Ansinnen verstärkt
diskutiert. Die SVP-nahe Opposition gegen eine Kantonsfusion organisierte sich in der
Folge in einem Komitee „Baselland bleibt selbständig“. Zum anderen hatte die
Association pour un canton de l’Arc jurassien ihr Manifest für einen Kanton „Arc
jurassien“, bestehend aus den Kantonen Neuenburg und Jura und Gemeinden des
Berner Juras, veröffentlicht. Eine von MIS Trend durchgeführte Umfrage legte nahe,
dass die Bewohner dieser Regionen einem solchen Kanton mehrheitlich positiv
gegenüber stehen würden. Für die Regierung des Kantons Jura haben jedoch
Verhandlungen mit den bernjurassischen Gemeinden Vorrang vor dem Projekt eines
Superkantons, das bereits Anfang der 1990er Jahre ohne konkretes Resultat diskutiert
worden war. Auch die Regierung des Kantons Bern sprach sich gegen einen Kanton
Jurabogen aus. Eine Motion Rennwald (sp, JU) (09.3830), die vom Bundesrat fordert,
die politischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umrisse eines Kantons
Jurabogen zu prüfen, wurde von der Bundesregierung abgelehnt, bisher von den Räten
aber noch nicht behandelt. 21

POSTULAT
DATUM: 12.10.2010
MARC BÜHLMANN
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Das Postulat Lehmann (cvp, BS), das einen Bericht über ökonomische Vor- und
Nachteile bei Gebietsreformen sowie über gesetzliche Grundlagen gefordert hatte,
wurde im Berichtsjahr abgeschrieben, weil es über zwei Jahre hängig war. 22

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
MARC BÜHLMANN

Jurafrage

Nachdem sich – auch aufgrund des deutlichen Resultats bei der Jura-Abstimmung – die
Wogen wieder geglättet hatten, zog Rudolf Joder (svp, BE) sein 2012 eingereichtes
Postulat wieder zurück. Joder hätte eine Überprüfung des Verfahrens für die
Juraabstimmung verlangt.

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
MARC BÜHLMANN
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